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�� Fast ein Viertel aller deutschen 
Beschäftigten bezog im Jahr 2010 
einen Niedriglohn, das heißt weniger 
als 2/3 des mittleren Lohns. Die Un-
gleichheit in der unteren Hälfte der 
Lohnverteilung ist damit hierzulande 
größer als im weit überwiegenden 
Teil der EU-Länder. 

�� Werden nur Vollzeitbeschäftigte 
berücksichtigt, ist der Anteil der 
Geringverdiener in Deutschland et-
was niedriger, aber immer noch ver-
gleichsweise hoch.

�� Länderübergreifend sind Frauen, 
jüngere sowie gering qualifizierte 
oder befristet Beschäftigte und Aus-
länder unter den Geringverdienern 
überrepräsentiert.

�� Zur Gruppe der Niedriglohnbezie-
her gehören in Deutschland vor al-
lem Frauen und Teilzeitbeschäftigte.

�� Auch Beschäftigte, die zum Kern-
bereich des „ersten“ Arbeitsmarkts 
gezählt werden können, zählen  
hierzulande häufiger zu den Gering
verdienern.

�� Tendenziell sind Niedriglöhne in 
Ländern mit hoher Tarifabdeckung 
weniger verbreitet als in solchen mit 
stark dezentralisierter Lohnfindung.

�� Deutschland ist neben einem län
gerfristigen Trend zu mehr Lohn
ungleichheit durch einen zuletzt ro-
busten Beschäftigungsaufschwung 
gekennzeichnet. Im Ländervergleich 
ergeben sich jedoch keine Hinweise 
auf Zusammenhänge zwischen Ar-
beitslosen- bzw. Erwerbstätigenquo-
ten einerseits und dem Ausmaß der 
Lohnungleichheit andererseits.

Seit den 1990er Jahren ist die Lohnun-
gleichheit in Deutschland deutlich ge-
wachsen. Diese Entwicklung wird kontro-
vers wahrgenommen: Einerseits könnte 
die zunehmende Verbreitung von Nied-
riglöhnen die Chancen für Erwerbslose 
vergrößern, wieder in Arbeit zu kommen. 
Andererseits wird sie als Teil eines brei-
teren gesellschaftlichen – und sozialpoli-
tisch problematischen – Trends zur Pola-
risierung der Erwerbseinkommen gesehen.

Vor diesem Hintergrund liefert der vorlie-
gende IAB-Kurzbericht eine „Momentauf-
nahme“ der Niedriglohnbeschäftigung in 
Deutschland und in 16 anderen europäi
schen Ländern im Jahr 2010. Die verglei-
chende Analyse zeigt die Bedeutung und 
die strukturelle Zusammensetzung des 
Niedriglohnsektors in Deutschland und 
anderen europäischen Ländern. Darüber 
hinaus wird untersucht, inwieweit die 
beobachteten Länderunterschiede mit in-
stitutionellen und politischen Faktoren zu-
sammenhängen.

Als Datengrundlage für den europäischen 
Vergleich dient der „Survey on Income and 
Living Conditions“ (EU-SILC), eine reprä-

sentative Befragung von Haushalten in 
den Mitgliedsländern der EU. In EU-SILC 
sind Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte mit 
Angaben zur Arbeitszeit in allen Betrieben 
unabhängig von deren Größe oder Branche 
erfasst. Das erlaubt eine umfassende Ana-
lyse.1 Hier werden die aktuellsten zur Ver-
fügung stehenden EU-SILC-Daten aus der 
Erhebung von 2011 verwendet. Die Einkom-
mensangaben beziehen sich in den meisten 
Ländern auf das Vorjahr, also auf 2010. Nä-
here Informationen zu EU-SILC und zu den 
Berechnungen sind dem Infokasten (Sei-
te 2) zu entnehmen.

In den Vergleich werden folgende 17 EU-
Länder einbezogen: die vier größten Länder 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien 
und Italien, außerdem Österreich, Belgien,  
die Niederlande, Griechenland, die drei 
skandinavischen EU-Länder, Zypern sowie 
fünf postsozialistische Länder (Bulgarien,  
Polen, Ungarn, Litauen und Slowenien). 

1 Eine alternative Datenquelle ist die Verdienststruk-
turerhebung der EU (Eurostat 2012), die aber be-
stimmte Wirtschaftszweige wie Landwirtschaft und 
den öffentlichen Sektor ebenso ausklammert wie 
Kleinbetriebe, in denen etwa ein Drittel aller Gering-
verdiener arbeitet.
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Diese 17 Länder repräsentieren rund 80 Prozent 
der Bevölkerung und des Bruttoinlandsprodukts der 
gesamten EU-27. Die Länderauswahl wurde im We-
sentlichen durch die Verfügbarkeit vergleichbarer 
Daten bestimmt und wird ebenfalls im Infokasten 
(unten) näher erläutert.

Die ausgewählten Länder unterscheiden sich zum 
einen im Hinblick auf das Niveau der wirtschaftli-
chen Entwicklung. So war das Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf in den Niederlanden und den skandinavi-
schen Ländern rund doppelt so hoch wie in Polen 
und Ungarn und mehr als dreimal so hoch wie in 
Bulgarien. Zum anderen waren die Länder im Jahr 
2010 in unterschiedlichem Ausmaß von der Finanz-
krise betroffen, die ab dem Herbst 2008 auf die 

europäischen Arbeitsmärkte durchschlug und die 
sich seit 2009 vor allem in Süd- und Osteuropa als 
Staatsschuldenkrise fortsetzte. In Deutschland führ-
te die Krise nur zu einem leichten und vorüberge-
henden Anstieg der Arbeitslosigkeit. Dagegen waren 
die Arbeitsmärkte der anderen Länder mehr oder 
weniger stark betroffen, allerdings ausgehend von 
einem unterschiedlichen Beschäftigungsstand. Be-
sonders stark stieg die Arbeitslosigkeit in Litauen so-
wie in Bulgarien, Griechenland und Dänemark (dort 
allerdings von einem niedrigen Niveau aus).

Nun ist zunächst noch zu klären, wie Niedriglohn-
beschäftigung in diesem Bericht abgegrenzt wird. 
In der Forschung hat sich eine Definition durchge-
setzt, die sich auf die Verteilung der Lohneinkom-
men stützt: Die Höhe der Niedriglohnschwelle wird 
in Relation zum mittleren Lohn bzw. Medianlohn2 

in einem Land bestimmt. Genauer: Ein Lohn gilt als 
Niedriglohn, wenn er unter dem Schwellenwert von 
zwei Dritteln des Medians liegt. Wegen der unter-
schiedlichen Lebensverhältnisse wird die Niedrig-
lohnschwelle für jedes Land separat ermittelt. Auf 
Grundlage dieser Schwelle lässt sich die Niedrig-
lohnquote (auch Niedriglohninzidenz genannt) als 
Anteil der Geringverdiener an allen Beschäftigten 
ermitteln. Diese Quote ist der zentrale Indikator für 
die Größe des Niedriglohnsektors in einem Land und 
damit auch für die (Un-)Gleichverteilung der Lohn-
einkommen, allerdings nur für die untere Hälfte der 
Lohnverteilung.3

Um vorschnelle Schlüsse zu vermeiden, sei aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass Niedriglohnbe-
schäftigung nicht unbedingt mit Einkommensarmut 
einhergehen muss. Denn die Armutsgefährdung 
hängt nicht nur vom individuellen Bruttolohn, son-
dern auch von anderen Einkünften, von der Wirkung 
des Steuer- und Transfersystems und vom Haus-
haltskontext ab. Für einen Alleinstehenden mag auch 
ein niedriges Lohneinkommen zum Lebensunterhalt 
reichen, für den Alleinverdiener einer vielköpfigen 
Familie hingegen nicht.

2 Zum Verständnis des Begriffs „Medianlohn“ stelle man sich alle 
Lohnbezieher eines Landes in einer Reihe vor, angeordnet nach 
der Höhe ihres Lohns. Diejenige Person, die genau in der Mitte 
dieser Reihe steht bzw. die Reihe in zwei Hälften teilt, verdient 
den Medianlohn.
3 Die Niedriglohnquote ist nicht der einzige Indikator für diese 
(Un-)Gleichverteilung. Ein weiterer häufig verwendeter Indikator 
ist das Verhältnis des untersten zum mittleren Lohndezil. Beide 
Indikatoren führen aber im Hinblick auf das Länder-Ranking im 
Wesentlichen zu den gleichen Ergebnissen.

Datenbasis und Datenauswahl

Die EU-SILC-Daten werden seit 2004 jährlich durch die nationalen statistischen 
Behörden in den Mitgliedsländern sowie in einigen europäischen Nicht-EU-
Ländern erhoben und anschließend von Eurostat, dem Statistischen Amt der 
EU, aufbereitet. Die Abkürzung SILC steht für „Survey on Income and Living 
Conditions“, auf Deutsch: Datenerhebung zu Einkommens- und Lebensbedin-
gungen. Wenn auch die Daten nicht in allen Bereichen vollständig vergleichbar 
sind, so eignet sich EU-SILC doch besser für Ländervergleiche als rein nationale 
Datenquellen. 

Die hier verwendeten Daten wurden im Laufe des Jahres 2011 erhoben und 
enthalten Informationen zum Erwerbseinkommen und sonstigen Einkom-
mensquellen privater Haushalte und Personen im Vorjahr, also 2010, sowie zu 
grundlegenden sozio-ökonomischen Merkmalen wie Alter, Geschlecht, höchster 
erreichter Bildungsabschluss, Arbeitsmarktstatus und Haushaltssituation. Es 
wurden Personen ausgewählt, die zum Zeitpunkt der Befragung zwischen 20 
und 64 Jahren alt und in Vollzeit oder Teilzeit abhängig beschäftigt waren, so-
fern sie normalerweise mindestens sieben Stunden pro Woche arbeiteten. Da-
bei wurden Personen ausgeschlossen, die neben der Arbeit auch im formalen 
Bildungssystem waren. In Deutschland sind dies z. B. Auszubildende im Dualen 
System.

Von den 27 EU-Mitgliedsländern des Jahres 2011 wurden alle diejenigen aus-
gewählt, die vergleichbare Angaben zum Brutto-Lohneinkommen im zurücklie-
genden Jahr enthalten, mit Ausnahme Luxemburgs.* Dieses Einkommen, durch 
die Zahl der Arbeitsmonate geteilt, ergibt das Monatseinkommen. Da das Lohn-
einkommen Jahressonderzahlungen wie Weihnachtsgeld einschließt, sind diese 
anteilig auch im Monatseinkommen enthalten. Der daraus ermittelte Stunden-
lohn dürfte tendenziell etwas über dem vereinbarten tariflichen Lohn liegen, da 
z. B. auch Überstundenzuschläge und Sonderzahlungen enthalten sein können.

Für Griechenland, Italien und Polen ist das jährliche Erwerbseinkommen nur ab-
züglich Steuern und Sozialabgaben nachgewiesen und somit nicht mit den an-
deren Ländern vergleichbar. Für diese drei Länder wurde stattdessen der aktuelle 
monatliche Bruttolohn zugrunde gelegt.

i

* Luxemburg wurde ausgeschlossen, da EU-SILC für die Gesamtbeschäftigung dort nicht 
repräsentativ ist, denn über 40 Prozent aller Beschäftigten sind Grenzpendler und fehlen 
daher in den Daten.
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Würden nur Vollzeitbeschäftigte in der Analyse 
der Lohnverteilung berücksichtigt, könnten deren 
(Brutto-)Monatsentgelte zugrunde gelegt wer-
den. Wenn auch Teilzeit-Arbeitnehmer einbezogen 
werden, müssen Stundenlöhne betrachtet werden, 
um den unterschiedlichen Arbeitszeiten Rechnung 
zu tragen. In die folgenden Auswertungen werden 
alle abhängig Beschäftigten im Alter von 20 bis 64 
Jahren mit einer regelmäßigen Mindest-Arbeitszeit 
von sieben Wochenstunden eingeschlossen. Im Falle 
von Deutschland können dies auch Minijobber sein. 
Sofern Arbeitnehmer Nebentätigkeiten nachgehen, 
werden die Einkommen (und die Arbeitszeiten) ad-
diert.4 Nicht berücksichtigt sind Beschäftigte, die 
gleichzeitig in Aus- oder Weiterbildung sind, und 
damit auch Personen im dualen Berufsausbildungs-
system. Auf dieser Grundlage errechnet sich für 
Deutschland ein Niedriglohn-Schwellenwert von 
9,54 Euro (vgl. Abbildung 1). In den übrigen Ländern 
liegen die Schwellenwerte in einer großen Spann-
weite zwischen 1,08 Euro (Bulgarien) und 15,80 Euro 
(Dänemark). Ein und derselbe Nominallohn kann also 
in einem Land über der Niedriglohnschwelle und in 
einem anderen darunter liegen. Das verdeutlicht 
noch einmal, dass die Niedriglohnquote ein Maß für 
die Ungleichverteilung innerhalb eines Landes ist.  

�� Großer Anteil der Geringverdiener 
	 in Deutschland

Die auf Basis von Stundenlöhnen ermittelten Nied-
riglohnquoten weisen für Deutschland mit einem 
Anteil von 24,1 Prozent an allen Beschäftigten den 
höchsten Wert unter den Vergleichsländern auf, 
wenn man einmal von Litauen (27,5 Prozent) absieht. 
Darin zeigt sich ein hierzulande besondes hohes 
Maß an Lohnungleichheit. Es folgen Zypern, Bulga-
rien, Großbritannien und Polen mit Quoten zwischen 
21,5 und 18 Prozent. Relativ niedrig sind die Quo-
ten dagegen in Belgien, Frankreich, Italien und den 
skandinavischen Ländern (vgl. Abbildung 1).

Beschränkt man die Betrachtung auf Vollzeitbe-
schäftigte und berechnet für deren Monatslöhne 
eine separate Niedriglohnschwelle, so ergibt der 
Ländervergleich ein etwas verändertes Bild (vgl. 
Abbildung 1): Wieder liegt Litauen an der Spitze, 
danach sind die Niedriglohnquoten in Großbritan-
nien, Zypern, Polen und Bulgarien am höchsten. Die 
deutsche Quote liegt mit 19,5 Prozent dicht dahin-
ter. Noch in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre lag 
Deutschland bei der Niedriglohninzidenz von Voll-
zeitbeschäftigten im Mittelfeld der damaligen EU-
Mitgliedsländer (EU-Kommission 2004). 

Zehn der 27 EU-Staaten konnten in der Analyse 
nicht berücksichtigt werden. Um einen Anhaltspunkt 
zur Lohnverteilung in diesen Ländern zu erhalten, 
kann man die Verdienststrukturerhebung der EU 
von 2010 (Eurostat 2012) heranziehen, die aber, wie 
schon erwähnt, die Lohnstruktur nicht vollständig 

4 Die meisten Untersuchungen zur Lohnverteilung berücksichti-
gen nur die Hauptbeschäftigung. Das ist mit den EU-SILC-Daten 
für die meisten Länder nicht möglich. Dort, wo die Daten die 
Unterscheidung dennoch erlauben, weichen die Ergebnisse nicht 
wesentlich voneinander ab.

Abbildung 1

Niedriglohnquoten1) in 17 europäischen Ländern 2010, in Prozent

1)	Anteil der Geringverdiener an  
 	 allen Beschäftigten.
2)	Zwei Drittel des mittleren Lohns  
	 (Median); die Werte von Nicht- 
	 Euroländern wurden zu nomina- 
	 len Wechselkursen umgerechnet.

Quelle: Eigene Berechnungen 
auf der Grundlage von EU-SILC-
Querschnittsdaten 2011.

 © IAB
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erfasst. Mit dieser Einschränkung lässt sich schluss-
folgern, dass in den baltischen Staaten und in Ru-
mänien die Ungleichheiten in der unteren Hälfte der 
Lohnskala noch größer sind als in Deutschland. Dies 
gilt aber nicht für die hier ebenfalls unberücksichtig-
ten Länder Spanien, Portugal, Irland und Luxemburg.

Der mittlerweile hohe Anteil von Geringverdie-
nern in Deutschland – die Quote von 24,1 Prozent 
entspricht einer Zahl von 7,1 Millionen Personen – 
wird häufig mit der spezifischen Situation einzelner 
Beschäftigtengruppen in Verbindung gebracht: die 
steigende Zahl der Minijobber; Frauen, die Lohn-
nachteilen besonders stark ausgesetzt sind; die 
Zunahme der befristeten Beschäftigung, u. a. bei 
jüngeren Berufseinsteigern, verbunden mit teils 
geringen Einstiegsverdiensten.5 Unterscheidet sich 
Deutschland in dieser Hinsicht wesentlich von an-
deren europäischen Ländern? Eine vergleichende 
Strukturanalyse der Niedriglohnbeschäftigung kann 
zur Klärung dieser Frage beitragen.

�� Struktur  
	 der Niedriglohnbeschäftigung  
	 im europäischen Vergleich

Aus Gründen der Übersichtlichkeit beschränkt sich 
die folgende Analyse auf insgesamt sechs Länder, 
darunter die vier größten EU-Länder, die Nieder-
lande sowie Dänemark als Vertreter des skandina-
vischen Wohlfahrtsstaaten-Typs. Die Schlussfol-
gerungen im Hinblick auf die Besonderheiten in 
Deutschland wären jedoch im Wesentlichen die 
gleichen, wenn auch die übrigen elf Länder aus 
Abbildung 1 betrachtet würden. In die Analyse 
werden Teilzeitbeschäftigte einbezogen, sodass die 
Abgrenzung der Niedriglohnbeschäftigung anhand 
von Stundenlöhnen erfolgt.

Um herauszufinden, ob einzelne Personengrup-
pen besonders häufig zur Gruppe der Niedriglohn-
beschäftigten zählen, werden hier verschiedene 
Strukturmerkmale berücksichtigt, die die Forschung 
in diesem Kontext als maßgeblich identifiziert hat. 
Dazu zählen Geschlecht, Arbeitszeit, Qualifikations
niveau, Alter, Art des Arbeitsvertrags, Nationalität 
sowie Merkmale des beschäftigenden Betriebs (Be-
triebsgröße, Wirtschaftszweig). Im Folgenden un-
tersuchen wir zwei Aspekte: 

�� Erstens, wie hoch die Niedriglohnquote einzelner 
Personengruppen ist. 

�� Zweitens, welche Relevanz die jeweilige Gruppe 
für den Niedriglohnsektor des jeweiligen Landes ins-
gesamt hat. 

5 Auch Zeitarbeit spielt in diesem Kontext eine Rolle, kann aber 
mit den EU-SILC-Daten nicht untersucht werden.

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage von EU-SILC Querschnittsdaten 2011.  © IAB

Abbildung 2

Indikatoren zum Niedriglohnsektor in ausgewählten europäischen Ländern 2010, nach Geschlecht und Arbeitszeit
Niedriglohnquoten und Anteile an allen Niedriglohnbeziehern, in Prozent 
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Natürlich sind die genannten Strukturmerkmale 
nicht unabhängig voneinander. So sind Frauen häu-
figer teilzeitbeschäftigt als Männer, Ausländer öfter 
gering qualifiziert als Deutsche. Diese Zusammen-
hänge werden im Folgenden aber nicht systematisch 
untersucht.

Geschlecht und Arbeitszeit
In Deutschland wie in den Vergleichsländern ver-
dienen Frauen im Durchschnitt weniger als Männer 
und beziehen deshalb auch häufiger Niedriglöhne. 
Frauen stellen in allen untersuchten Ländern die 
Mehrheit der Geringverdiener – in Deutschland 
sind es 62,9 Prozent (vgl. Abbildung 2). Hierzulan-
de ist zwar auch die Niedriglohnquote von Män-
nern mit 16,7 Prozent relativ hoch, aber diejeni-
ge der Frauen liegt mit 32,4 Prozent fast doppelt 
so hoch. In keinem anderen Land (mit Ausnahme 
Österreichs, das in der Abbildung nicht enthalten 
ist) ist die Diskrepanz zwischen den Geschlechtern 
derart ausgeprägt. Im Unterschied zu Deutschland 
liegen dagegen die Niedriglohnquoten von Frau-
en und Männern vor allem in den skandinavischen 
Ländern sehr nahe beieinander. Das könnte auf die 
lange Tradition der Gleichstellungspolitik und die 
starke Position von Frauen am Arbeitsmarkt in die-
sen Ländern zurückzuführen sein.

Obwohl die Berechnungen auf Stundenlöhnen 
beruhen, also unterschiedliche Arbeitszeiten her-
ausgerechnet wurden, gibt es in der Lohnverteilung 
deutliche Unterschiede zwischen Vollzeit- und Teil-

zeitarbeit: Überall beziehen Teilzeitbeschäftigte 
häufiger Niedriglöhne als Vollzeitbeschäftigte. In 
Deutschland sind die Niedriglohnquoten für beide 
Gruppen wiederum die höchsten, wobei der Wert 
für Teilzeitbeschäftigte mit 40,1 Prozent mehr als 
doppelt so hoch ist wie der für Vollzeitbeschäftigte 
(18,2 %). Eine vergleichbare Diskrepanz ist nur in 
Großbritannien festzustellen (vgl. Abbildung 2). In 
Deutschland arbeiten deutlich mehr als 40 Prozent 
aller Geringverdiener in Teilzeit. Dazu trägt auch 
die Verbreitung der geringfügigen Teilzeitarbeit 
(Minijobs) bei: Über 11 Prozent aller Geringver-
diener arbeiten hierzulande zwölf Wochenstunden 
oder weniger – ein Anteil, der in keinem anderen 
Land auch nur annähernd erreicht wird. 

Im Übrigen unterscheiden sich die Durchschnitts-
löhne von teilzeitarbeitenden Männern und Frauen 
in allen Ländern nicht signifikant. Allerdings wird 
Teilzeitarbeit überwiegend von Frauen geleistet. Das 
erhöht ihren Anteil an den Niedriglohnbeschäftigten 
noch zusätzlich zu der Tatsache, dass sie in Vollzeit-
arbeit weniger pro Stunde verdienen als Männer.

Qualifikation und Berufserfahrung
Zwei weitere persönliche Merkmale wirken sich 
auf die Verbreitung niedriger Löhne aus: Zum ei-
nen ist es das Niveau der formalen Qualifikation, 
da mit höherer Qualifikation auch das Entgeltni-
veau steigt; zum anderen das Lebensalter, das mit 
der Berufs- und Arbeitsmarkterfahrung und des-
halb mit dem Lohnniveau korreliert ist. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage von EU-SILC Querschnittsdaten 2011. © IAB

Abbildung 3

Verbreitung von Niedriglöhnen bei Risikogruppen in ausgewählten europäischen Ländern 2010 
Niedriglohnquoten und Anteile an allen Niedriglohnbeziehern, in Prozent 
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Betrachten wir zunächst das Merkmal „Qualifika
tion“. Es bestätigt sich, dass Geringqualifizierte (ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung oder Studium) be-
sonders häufig in der Niedriglohnbeschäftigung zu 
finden sind – in Deutschland liegt der betreffende 
Anteil bei über 44 Prozent (vgl. Abbildung 3). Je-
doch sind nur 18 Prozent aller Niedriglohnbezieher 
gering qualifiziert. Das liegt daran, dass es hierzu-
lande vergleichsweise wenig Geringqualifizierte gibt. 
Allerdings bedeutet das im Umkehrschluss, dass 
mehr als vier von fünf Geringverdienern in Deutsch-
land eine abgeschlossene Ausbildung haben – mehr 
als in jedem der anderen aufgeführten Länder. Dabei 
muss hier offen bleiben, ob sie auch qualifikations-
adäquat beschäftigt sind.

Was das Alter betrifft, so zeigt Abbildung 3, dass 
der Anteil der Niedriglohnbezieher in der Gruppe 
der unter Dreißigjährigen (U-30) in allen Ländern 
erwartungsgemäß deutlich über dem Durchschnitt 
liegt (vgl. Abbildung 1). Wenn niedrige Löhne häufig 
Einstiegslöhne von Berufsanfängern sind, sollte die 
Gruppe der U-30 zudem auch einen großen Anteil 
an der Niedriglohnbeschäftigung insgesamt haben. 
Das ist in Deutschland (21,4 %) weniger als in ande-
ren Ländern der Fall.

Befristet Beschäftigte und Migranten
Schließlich seien noch zwei Personengruppen 
erwähnt, die im Durchschnitt eine ungünstige 
Lohnposition haben und bei denen deshalb eine 
erhöhte Niedriglohninzidenz zu erwarten ist. Dies 
sind zum einen Migranten, zum anderen befristet 

Beschäftigte. Wie Abbildung 3 zeigt, trifft diese 
Erwartung bei befristet Beschäftigten zu. Rund die 
Hälfte von ihnen arbeitet in Deutschland zu Ver-
gütungen unterhalb der Niedriglohnschwelle. In 
Großbritannien ist der Anteil mit 22 Prozent dage-
gen kaum erhöht. Das kann damit erklärt werden, 
dass dort der Unterschied zwischen Befristung und 
Festanstellung weniger ausgeprägt ist, da auch 
unbefristet Beschäftigte nur einen relativ geringen 
Kündigungsschutz haben. 

Migranten können in EU-SILC nur anhand der Na-
tionalität identifiziert werden. Personen mit Migra-
tionshintergrund sind nicht als solche zu erkennen, 
wenn sie die inländische Staatsangehörigkeit ha-
ben. Mit dieser Einschränkung bestätigt sich auch 
hier die genannte Vermutung. Dabei ist die Nied-
riglohnquote von Ausländern in Deutschland mit 
rund 30 Prozent im Vergleich zu allen Beschäftigten 
(24,1 %) nur moderat erhöht, ebenso in Großbritan-
nien. In den anderen vier Ländern liegen dagegen die 
Quoten von Ausländern zum Teil um mehr als das 
Doppelte über der allgemeinen Niedriglohninzidenz.

Betriebsgröße und Branche
Neben persönlichen Merkmalen sind Charakteristika 
der beschäftigenden Betriebe relevant, insbesonde-
re die Betriebsgröße und die Branche. Das durch-
schnittliche Lohnniveau steigt mit der Betriebsgröße. 
Das bestätigen auch die EU-SILC-Daten: Länder
übergreifend ist der Anteil an Niedriglohnbeschäf-
tigten in Kleinbetrieben mit bis zu zehn Beschäftig-
ten rund doppelt so hoch (Deutschland: 48 %) wie 
im Durchschnitt. In Kleinbetrieben arbeiten durch-
schnittlich rund 35 Prozent (Deutschland: 33 %) al-
ler Geringverdiener. In dieser Hinsicht weist Deutsch-
land keine auffällige Besonderheit auf. Das gilt auch 
für die Niedriglohnquoten nach Wirtschaftszweigen: 
Besonders hoch sind sie im Handel, im Hotel- und 
Gaststättengewerbe und im Bereich der personen-
bezogenen Dienstleistungen, weniger dagegen im 
Verarbeitenden Gewerbe und im öffentlichen Sektor.

�� Niedriglohnbeschäftigung betrifft  
	 auch Kerngruppen des Arbeitsmarkts

Die Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland zeich-
net sich also durch einige Besonderheiten aus. Ins 
Auge fallen vor allem die beträchtlichen Diskrepan-
zen der Niedriglohnquoten zwischen Männern und 
Frauen sowie zwischen Teilzeit- und Vollzeitbe-
schäftigten. Zum hohen Anteil der Geringverdiener 

Abbildung 4

Niedriglohn trifft auch den Kern der Beschäftigung
Niedriglohnquote von über 30-jährigen vollzeitbeschäftigten Männern mit inländischer  
Staatsangehörigkeit und unbefristeten Verträgen, mit abgeschlossener Ausbildung oder  
Studium, in Betrieben ab 50 Beschäftigte, 2010

Deutschland 6,3

Dänemark* 2,4

Frankreich 1,6

Italien 1,4

Niederlande 3,0

Großbritannien 5,1

* Das Ergebnis für Dänemark ist wegen begrenzter Fallzahlen mit erhöhter Unsicherheit behaftet. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Grundlage von EU-SILC Querschnittsdaten 2011.  © IAB
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unter den Teilzeitbeschäftigten trägt die Verbreitung 
der geringfügigen Beschäftigung bei.

Jedoch lässt sich die Größe des deutschen Nied-
riglohnsektors nicht allein auf strukturelle Besonder-
heiten zurückführen. Vielmehr zeigt der Länderver-
gleich, dass auch „Kerngruppen“ des Arbeitsmarkts 
betroffen sind. Das lässt sich anhand einer Gruppe 
verdeutlichen, die eine Kombination von lauter  

 „günstigen“ Merkmalen aufweist: männlich, unbe-
fristet vollzeitbeschäftigt in einem Betrieb mit mehr 
als 50 Beschäftigten, inländische Staatsangehö-
rigkeit, abgeschlossene Ausbildung, mindestens 30 
Jahre alt (vgl. Abbildung 4). Bei dieser Kerngruppe 
ist zu erwarten, dass die Niedriglohninzidenz deut-
lich kleiner ist als im jeweiligen nationalen Durch-
schnitt. Das trifft zwar zu, und diese Gruppe stellt in 
allen Ländern nur eine Minderheit unter den Gering-
verdienern dar. Aber auch innerhalb dieser Gruppe 
sind die Vergütungen in Deutschland stärker diffe-
renziert und auch deshalb ist ihre Niedriglohnquote 
höher als anderswo. 

Im Übrigen wird die Größe des deutschen Niedrig-
lohnsektors auch nicht verursacht durch Lohndiskre-
panzen zwischen West- und Ostdeutschland. Stu-
dien auf der Grundlage des Sozio-oekonomischen 
Panels (z. B. Kalina/Weinkopf 2013) kommen zu dem 
Ergebnis, dass die Niedriglohnquote bei separater 
Betrachtung Westdeutschlands praktisch ebenso 
hoch ist wie in Gesamtdeutschland.

Letztlich können also weder persönliche, noch 
betriebliche, noch regionale Strukturmerkmale be-
friedigend begründen, warum die Lohneinkommen 
im unteren Bereich der Verteilung hierzulande stär-
ker differenziert sind als in anderen europäischen 
Ländern. Vielmehr muss der Befund als allgemeines 
Phänomen begriffen werden, das sich quasi „quer“ 
durch alle Personengruppen zieht. Es könnte – so ein 
nahe liegender Schluss – an institutionellen Rah-
menbedingungen der Lohnfindung liegen, die mehr 
oder weniger alle Beschäftigtengruppen betreffen 
und die zwischen den Ländern variieren.

Bedeutung von Mindestlöhnen
Dabei ist zunächst an das Vorhandensein (bzw. Feh-
len) von gesetzlichen Mindestlöhnen zu denken, die 
ja der Verbreitung von Niedriglöhnen entgegenwir-
ken sollen. In zehn der 17 untersuchten Länder gab 
es im Jahr 2010 flächendeckende gesetzliche Min-
destlöhne, nämlich in Belgien, Bulgarien, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien, Litauen, den Nieder-
landen, Polen, Slowenien und Ungarn. In der Mehr-

zahl sind dies Länder mit einer relativ großen Lohn-
ungleichheit. Umgekehrt haben die skandinavischen 
Länder relativ wenig Geringverdiener, obwohl es dort 
keine Mindestlöhne gibt.

So einfach – wie gedacht – ist der Zusammenhang 
also offenbar nicht. Ein Grund dafür ist, dass Min-
destlöhne überall (mit Ausnahme Frankreichs) deut-
lich unterhalb der Niedriglohnschwelle liegen. Sie 
sind in vielen Ländern als Reaktion auf einen stark 
expandierten Niedriglohnsektor eingeführt und nied-
rig angesetzt worden, um eventuell zu erwartende 
negative Beschäftigungseffekte in Grenzen zu halten. 
Nicht zuletzt gibt es deshalb auch in allen Mindest-
lohnländern Ausnahmeregelungen für bestimmte 
Gruppen wie Jugendliche und junge Erwachsene oder 
Beschäftigte in bestimmten Regionen. 

Es muss also noch andere Elemente der Lohnfin-
dung geben, die die Lohnverteilung beeinflussen: 
z. B. der Grad der Zentralisierung der Lohnverhand-
lungen, der gewerkschaftliche Organisationsgrad der 
Beschäftigten und das Ausmaß der Tarifbindung. 

Verbreitung von Tarifverträgen

Die international vergleichende Forschung hat vor 
allem den letztgenannten Faktor als bedeutsam 
identifiziert (Schmitt 2012 und die dort zitierten 
Studien). Denn in individuellen Vergütungsvereinba-
rungen kommt es häufiger zu niedrigen Stundenlöh-
nen als in kollektiven Lohnverhandlungen. Eine hö-
here Tarifbindung der Beschäftigten sollte also mit 
einem kleineren Niedriglohnsektor einhergehen.

Tatsächlich lässt sich dieser Zusammenhang zu-
mindest ansatzweise erkennen: In Abbildung 5 
(Seite 8) wird die Niedriglohnquote in Bezug gesetzt 
zum Anteil der Beschäftigten, die in tarifgebunde-
nen Betrieben arbeiten (dabei ist zu berücksichti-
gen, dass diese Angaben zum Teil auf Schätzungen 
beruhen). Rechts unten im Diagramm ist eine Län-
dergruppe mit hoher Tarifbindung und einem rela-
tiv kleinen Niedriglohnanteil lokalisiert. Zu dieser 
Gruppe gehören die skandinavischen Länder. Dort ist 
die Lohnfindung zwar nicht konfliktfrei, stützt sich 
aber auf den gesellschaftlichen Konsens, dass eine 
(zu) weitgehende Differenzierung des Lohngefüges 
nicht hinnehmbar ist. Aber offenbar ist ein solcher 
Konsens nicht unbedingt Voraussetzung, denn auch 
Frankreich, Italien und Belgien – drei Länder mit tra-
ditionell eher konfliktorientierten Tarifparteien – ge-
hören zu dieser Gruppe.

Das Gegenstück dazu bildet die Ländergruppe 
links oben im Diagramm. In Großbritannien ist die 
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Verhandlungsmacht der Gewerkschaften gerade im 
Niedriglohnbereich dadurch geschwächt, dass die 
Lohnfindung weitgehend individualisiert ist. Nur für 
ein Drittel aller Beschäftigten werden die Löhne in 
Kollektivverhandlungen festgesetzt. Daher bezie-
hen britische Arbeitnehmer nicht selten ein Entgelt 
zwischen Mindestlohn und der Niedriglohnschwelle. 
Auch Litauen als „Spitzenreiter“, Ungarn, Polen und 
Bulgarien gehören zu dieser Gruppe. Dabei mögen al-
lerdings auch Besonderheiten des postsozialistischen 
Transformationsprozesses eine Rolle spielen, auf die 
hier nicht näher eingegangen werden kann.

Das Diagramm darf allerdings nicht in einem kau-
salen Sinne missverstanden werden. Ursache und 
Wirkung lassen sich aus solch einfachen Korrelatio
nen nicht ableiten. Eine Vielzahl anderer Institutio
nen und Politikbereiche – von der Bildungspolitik über 
die soziale Sicherung und den Kündigungsschutz bis 
hin zur Wettbewerbspolitik – kann dabei eine Rolle 
spielen (OECD 2012). Gegen eine strikt kausale Inter-
pretation sprechen auch die drei „Ausreißer“ im Dia-
gramm, nämlich Österreich, Slowenien und vor allem 
Deutschland, die alle eine höhere Niedriglohninzi-
denz aufweisen, als angesichts der Tarifabdeckung zu 
erwarten wäre.

Dennoch dürfte der Rückgang der Tarifbindung in 
Deutschland zum Wachstum der Lohnungleichheiten 

beigetragen haben. Dies bestätigt eine Studie von 
Dustmann u. a. (2009), wonach die Zunahme der 
Lohndifferenzierung unter westdeutschen Vollzeitbe-
schäftigten in der unteren Hälfte der Lohnverteilung 
zwischen 1995 und 2004 zu etwa einem Drittel mit 
der abnehmenden Tarifbindung erklärt werden kann.

 
Arbeitsmarktpolitische Reformen
Oft werden die wachsenden Lohnungleichheiten 
hierzulande mit den arbeitsmarktpolitischen Refor-
men des letzten Jahrzehnts in Verbindung gebracht. 
Kann das eine Erklärung für die große Bedeutung von 
Niedriglohnbeschäftigung im europäischen Vergleich 
sein? Das erscheint zumindest plausibel, da die Re-
formen – von der Deregulierung der befristeten Be-
schäftigung und der Leiharbeit über die Einführung 
der Minijobs bis hin zu Hartz IV – den Arbeitsmarkt 
flexibilisierten und den Druck auf Arbeitslose er-
höhten, gering entlohnte Arbeit anzunehmen. Dies 
könnte so auch indirekt die Wettbewerbsposition der 
schon Beschäftigten im unteren Bereich der Lohnver-
teilung geschwächt haben.

Aber auch dieser Erklärungsansatz kann nur teil-
weise überzeugen. Denn das Wachstum der Nied-
riglohnbeschäftigung begann bereits in der zweiten 
Hälfte der 1990er Jahre, während die Reformen in 
der Hauptsache erst in den Jahren 2002 (Einsetzung 
der Hartz-Kommission) und 2003 (Verkündung der 
Agenda 2010) starteten. Allerdings setzte sich das 
Wachstum des Niedriglohnsektors auch in dem nach 
den Reformen einsetzenden Aufschwung am Arbeits-
markt zunächst weiter fort (Kalina/Weinkopf 2013).

Eine mögliche Ursache für die Zunahme der Lohn
ungleichheit schon vor Beginn der arbeitsmarkt-
politischen Reformen könnte die verschlechterte 
Wettbewerbsposition von einfacher Arbeit und/oder 
Routinetätigkeiten aufgrund des technischen Wan-
dels sein. Zwar sollte dieser Trend auch in anderen 
entwickelten Volkswirtschaften zu spüren sein, er 
macht sich aber möglicherweise in Deutschland we-
gen der starken internationalen Verflechtung seiner 
Volkswirtschaft stärker bemerkbar.

Abbildung 5

Zusammenhang zwischen Niedriglohnquote und Verbreitung  
von Tarifverträgen

* Prozentsatz der abhängig Beschäftigten, der durch Tarifverträge abgedeckt ist (2007 bis 2009). 

Quelle: ICTWSS-Datenbank (vgl. Visser 2011).  © IAB
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�� Niedriglohnbeschäftigung und  
	 Arbeitslosigkeit

Niedriglohnbeschäftigung kann nicht allein unter 
dem Gesichtspunkt ihrer Verteilungswirkungen be-
trachtet werden. Aus arbeitsmarktpolitischer Sicht 
ist zu fragen, ob mehr Niedriglohnjobs für Beschäfti-
gungsgewinne sorgen und die Arbeitslosigkeit redu-
zieren können, weil sie auch wettbewerbsschwachen 
(z. B. gering qualifizierten) Arbeitskräften Chancen 
bieten.

Die Fragestellung lässt sich empirisch aus meh-
reren Blickwinkeln analysieren. Zum einen kann 
man im Querschnitt untersuchen, ob Länder mit 
einer größeren Niedriglohnquote tendenziell einen 
höheren Beschäftigungsstand und weniger Ar-
beitslosigkeit haben als Länder mit einem kleineren 
Niedriglohnsektor. Dazu geben die in diesem Kurz-
bericht verwendeten Daten zumindest einen groben 
Anhaltspunkt. Wenn die eben genannte Hypothese 
zutrifft, so wäre zu erwarten, dass der Anteil der 
Niedriglohnbeschäftigten im Ländervergleich nega-
tiv mit der nationalen Arbeitslosenquote und positiv 
mit der Erwerbstätigenquote des Jahres 2010 korre-
liert. Das ist aber nicht der Fall. Die Erwerbstätigen-
quote ist für die hier betrachteten 17 Länder sogar 
schwach negativ mit der Niedriglohnquote korreliert. 
Auch im Hinblick auf die Arbeitslosenquote stellt 
sich die erwartete Korrelation nicht ein. Zudem zeigt 
das Beispiel der skandinavischen Länder, dass unter 
spezifischen institutionellen Rahmenbedingungen 
ein hoher Beschäftigungsstand mit geringer Lohn-
spreizung vereinbar ist.

Andererseits können einfache Korrelationen nicht 
die Vielzahl von länderspezifischen Einflüssen be-
rücksichtigen, die sowohl auf die Lohnstruktur als 
auch auf den Beschäftigungsstand in den einzelnen 
Ländern einwirken. Um dem nachzugehen, müss-
te man den Querschnittsvergleich um die Längs-
schnittperspektive ergänzen. Die Fragestellung 
würde dann lauten: Sinkt die Arbeitslosenquote und 
steigt die Erwerbstätigenquote in Ländern, deren 

Lohnungleichheit im Zeitverlauf wächst? Oder an-
ders formuliert: Verdrängen Niedriglohnjobs andere 
Jobs oder entstehen sie zusätzlich? Um diese Fragen 
für Deutschland zu beantworten, bedarf es jedoch 
weiterer Forschung.

�� Fazit

Die Befunde belegen für Deutschland eine beson-
ders starke Ungleichheit der Löhne aus abhängiger 
Erwerbsarbeit, zumindest in der unteren Hälfte der 
Lohnverteilung. Ein bemerkenswert hoher Anteil der 
Beschäftigten erhält weniger als zwei Drittel des 
mittleren Stundenlohns und damit einen Niedrig-
lohn. Verglichen mit anderen Ländern betrifft dies 
Teilzeitbeschäftigte und Frauen besonders stark.   
Das Phänomen zeigt sich darüber hinaus aber auch 
bei Beschäftigten, die zum Kernbereich des ersten 
Arbeitsmarkts gezählt werden können, und dies stär-
ker als in anderen Ländern.

Ein wichtiger institutioneller Faktor in diesem Zu-
sammenhang ist die kontinuierlich abnehmende Ta-
rifbindung deutscher Beschäftigter und Betriebe. Die 
arbeitsmarktpolitischen Reformen des letzten Jahr-
zehnts haben den Trend zu mehr Lohnungleichheit 
zwar nicht herbeigeführt, könnten aber zu seiner 
Fortsetzung beigetragen haben. 

Es gibt Indizien dafür, dass die Hartz-Reformen die 
Beschäftigungsentwicklung begünstigt haben (Klin-
ger u. a. 2013). Kontrovers ist, ob die weiter steigen-
de Lohnungleichheit der Preis dafür war. Im Län-
dervergleich ergeben sich allerdings keine Hinweise 
auf einen Zusammenhang zwischen dem Anteil der 
Niedriglohnempfänger und dem Beschäftigungs-
stand. Dies würde dafür sprechen, dass eine erhöhte 
Lohnspreizung keine zwingende Voraussetzung für 
dauerhafte Erfolge am Arbeitsmarkt ist. 

Dass die Lohnungleichheit unter Voll- und Teil-
zeitbeschäftigten in Deutschland mittlerweile weiter 
fortgeschritten ist als in fast allen anderen Ländern 
der Europäischen Union – und weiter als in allen 
westlichen EU-Ländern –, stellt eine neue Heraus-
forderung für die Arbeitsmarktpolitik dar. Nachdem 
die Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarkts gesteigert 
werden konnte, geht es künftig auch darum, die Vor
aussetzungen dafür zu schaffen, dass die materielle 
Teilhabe an den Erfolgen der Strukturreform auf eine 
breitere Basis gestellt werden kann.

Thomas Rhein
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ment bezogen werden (vgl. Bestellhinweise links).

IAB-Forum 1/2013

Einzelausgabe 5,50 Euro

Abonnement 10,90 Euro

Vertrieb
W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG

Postfach 10 06 33, 33506 Bielefeld

Telefon: Tel. 0911-179-9229

Telefax: 0911-179-9227 

www.iabshop.de

iab-bestellservice@wbv.de

wbv-Fachzeitschriftenportal:  

www.wbv-jounals.de/iab-forum

ANZEIGE
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